
Amtliche Bekanntmachung des Kreises Stormarn 
 

Bekanntgabe des Ergebnisses 
einer allgemeinen Vorprüfung eines  
Einzelfalls zur Feststellung, ob eine  

Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht 

 
 

Die  Hamburger  Hochbahn  AG  hat  beim  Rechtsamt  der  Behörde  für  Wirtschaft,  Verkehr  und 
Innovation  für  den  barrierefreien  Ausbau  der  U‐Bahn‐Haltestelle  Ahrensburg‐Ost  eine 
Plangenehmigung gemäß § 28 Abs. 1a des Personenbeförderungsgesetzes  (PBefG) beantragt. Nach 
der  allgemeinen  Vorprüfung  des  Einzelfalls  wird  von  der  Durchführung  einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung  für  dieses  Vorhaben  abgesehen.  Das  Vorhaben  kann  nach 
Einschätzung der Planfeststellungsbehörde auf Grund überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung 
der gesetzlichen Kriterien keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben, die nach § 12 
UVPG  zu berücksichtigen wären. Diese  Feststellung  ist  gemäß  § 3a  Satz 3 UVPG nicht  selbständig 
anfechtbar. 
 
 

Hamburg, den 25.09.2015 
 

Die Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 


